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POSITIONSPAPIER 
Abschaffung EU-Fahrtenblatt 
Aktuelle Rechtsgrundlagen:  
Artikel 12 und 17 VO (EU) Nr. 1073/2009 sowie VO (EU) Nr. 361/2014 
 
Das „EU-Fahrtenblatt“ als Straßen-Kontrollinstrument für den grenzüberschreitenden Personen-
Gelegenheitsverkehr wurde durch Artikel 9 der VO Nr. 117/66/EWG vom 28. Juli 1966 eingeführt.  
Damals ist keine Zweckbestimmung in den Erwägungsgründen oder im Gesetzestext aufgeführt 
worden. Die weitere Verordnungsgeschichte (siehe Anlage 1) führt diese Unbestimmtheit bis heute 
fort: Es ist niemals definiert worden, welchen Zweck das EU-Fahrtenblatt erfüllen soll. Über die 
Jahrzehnte hinweg lässt sich zeigen, dass es offenbar niemals in Frage stand, dass es ein Kontrol-
linstrument geben muss. Welchen Zweck oder welche Funktion diese bürokratische Auflage erfül-
len soll, hat sich den zu kontrollierenden Verkehrsdiensten in sehr unbestimmter und 
unspezifischer Weise jeweils angepasst. Deshalb liegt die Auffassung nahe, dass das EU-
Fahrtenblatt als Kontroll-Pendant zum Frachtpapier bzw. Begleitpapier im Güterverkehr geschaf-
fen worden ist, wobei es zu letzterem keinerlei Formvorschrift gibt (vgl. § 7 Absatz 1 Ziffer 3 GÜKG).  
  
Die Intension, das Fahrtenblatt abzuschaffen (mittlerweile sind Grenzkontrollen innerhalb der EU 
kein Standard mehr; ebenso wurde Kabotage im EU-Binnenmarkt grundsätzlich erlaubt) kam in 
der jüngsten Vergangenheit im Entwurf der Kommission zur Revision der VO 1073/2009 (2017/0288 
(COD), Mobilitätspaket Teil II vom 8. November 2017) zum Ausdruck:  
„Das Fahrtenblatt stellt einen unnötigen Verwaltungsaufwand dar und sollte deshalb abgeschafft 
werden“ (Erwägungsgrund 10 des Entwurfs).  
Begründet wurde dieser Vorstoß damit, dass innerhalb der Skandinavischen Länder multilateral 
das EU-Fahrtenblatt abgeschafft worden ist, ohne dass dies einen negativen Einfluss auf die Kon-
trollpraxis gehabt hätte. Dem Vernehmen nach wurde dieser Vorstoß vor allem von den Südlän-
dern jedoch mehrheitlich abgelehnt.   
 
Zwischenzeitlich wurde das Thema Kabotage im Rahmen der Entsenderegeln der Richtlinie (EU) 
2020/1057 durch die Anmeldung im Entsendeportal gelöst. Das Fahrtenblatt spielt somit für die 
Entsendung und für die Kabotage keine Rolle mehr. Da das Fahrtenblatt auf Selbstdeklaration be-
ruht, lassen sich während Straßenverkehrskontrollen keine wesentlichen Erkenntnisse für erfah-
rene Kontrollbeamte gewinnen. Der „Abfahrts- und Bestimmungsort“ lässt sich in einem Reisebus 
mit Fahrgästen anderweitig ermitteln. Ganz abgesehen davon, dass die Fehleranfälligkeit beim 
Ausfüllen vor allem in Italien horrende Bußgelder zur Folge hat, die mit dem Begriff „Wegelagerei“ 
noch vorsichtig umschrieben sind. Hier zeigt sich wie unter einem Brennglas die Problematik des 
EU-Fahrtenblatts: Ohne eindeutige Zweckbestimmung ist das Tor zur Willkür weit geöffnet.  
 
Die EU-Fahrtenblätter haben durch die busspezifischen Regelungen der Lenk-und Ruhezeiten (VO 
(EU) Nr. 2024/1258) eine neue Funktion bekommen: Den Nachweis, dass die Anwendung der wenig 
praxisnahen Ausnahmen der Lenk- und Ruhezeiten rechtmäßig im Reiseverkehr (und nicht im 
Fernbuslinienverkehr) erfolgt, darauf aufbauend die Verwendung des Fahrtenblatts im Inland und 
eine (fahrerbezogene?) Mitführpflicht von 56 Tagen für Folgefahrten nach einer Anwendung.  
Somit ist das Gegenteil von Bürokratieabbau passiert. Mit der Folge, dass die Ausnahmen deshalb 
nicht angewandt werden.  
Dieser Widerspruch muss auch schon den Verhandlungsführer/innen aufgefallen sein. Die ange-
strebte Lösung in diesen Fällen: Digitalisierung des EU-Fahrtenblatts! Da jedoch der neue Zweck 
des Fahrtenblatts durch eine Funktionserweiterung des (smarten) Fahrtenschreibers (Unterschei-
dung Personen-Gelegenheitsverkehr vs. Personenlinienverkehr) wieder abgelöst wird (Artikel 16 
Absatz 4 Unterabsatz 2 iVm. Absatz 5 o.g. VO), ist ebenfalls an dieser Stelle das Fahrtenblatt in 
Kürze obsolet.   
 
Es stellt sich somit die Frage:  
Warum das EU-Fahrtenblatt nicht abschaffen, Unternehmen entlasten und einen Beitrag zum EU-
Bürokratieabbau ermöglichen? 
 
 
 


